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Bekanntmachung 
 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die  
Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Vertretung der 

Stadt Haltern am See 
am 13. September 2020 

sowie einer ggf. erforderlichen Stichwahl  
am 27. September 2020 

 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung – KWahlO – vom 31.August 1993 (GV. NRW. S.592, 967), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 09. Oktober 2019 (GV. NRW. S. 602) – SGV. NW. 1112 – fordere ich zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen auf. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46 b und 46 d Abs. 1 bis 5 des 
Kommunalwahlgesetzes – KWahlG – in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 
454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 202), – 
SGV. NRW. 1112 – und der §§ 25 und 26 sowie der §§ 75 a und 75 b KWahlO weise ich hin. 
 
Die einschlägigen Gesetze für das Bewerberaufstellungsverfahren sind als Anlage beigefügt und Bestandteil 
dieser Bekanntmachung. 
 
Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Vertretung der Stadt 
Haltern am See sind 
 

spätestens bis zum 16. Juli 2020, 18.00 Uhr (Ausschlussfrist), 
 

beim Wahlleiter der Stadt Haltern am See einzureichen. 
 

(zuständige Stelle des Wahlleiters der Stadt Haltern am See: 
Fachbereich Interne Dienste, Verwaltungsgebäude Muttergottesstiege, 

erstes Obergeschoss, Zimmer 1.53, 
Rochfordstr. 1, 45721 Haltern am See) 

 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige 
Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher noch behoben werden können. 
 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes 

(Parteien), von Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten 
(Einzelbewerbern/ Einzelbewerberinnen), von diesen allerdings keine Reserveliste, eingereicht werden. 

 
1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur 

benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt 
worden ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei oder Wählergruppe 
ihre Bewerber/Bewerberinnen in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen. 

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger/ 
Unionsbürgerinnen), die in Deutschland bzw. im Wahlgebiet wohnen, sind unter den gleichen 
Voraussetzungen wie Deutsche wählbar.  

 
Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlungen sind in 
geheimer Wahl zu wählen. Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der 
Bewerber/Bewerberinnen auf der Reserveliste und für die Bestimmung eines Bewerbers/einer 
Bewerberin als Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen anderen Bewerber/eine andere Bewerberin. 
Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet 
wahlberechtigt ist.  
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Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des 
Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter/Vertreterinnen einberufenen Versammlung im Wahlgebiet 
wahlberechtigt ist. 

 
Die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung und die Bewerber/Bewerberinnen sind 
frühestens ab dem 01. August 2019, die Bewerber/Bewerberinnen für die Wahlbezirke frühestens nach 
der öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke, zu wählen.  

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Beschluss 
einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die 
Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 

 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, über die 
Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das 
Verfahren für die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin regeln die Parteien und Wählergruppen durch 
ihre Satzungen.  

 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber/der Bewerberinnen mit Angaben über 
Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, 
Vertreter/Vertreterinnen oder Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen.  
 
Hierbei haben der Leiter/die Leiterin der Versammlung und zwei von dieser bestimmte Teilnehmer/ 
Teilnehmerinnen gegenüber dem Wahlleiter/der Wahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass die Wahl 
des Bewerbers/der Bewerberin für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Bewerber/ 
Bewerberinnen für die Vertretung in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat 
sich die Versicherung an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der 
Bewerber/Bewerberinnen und die Bestimmung der Ersatzbewerber/Ersatzbewerberinnen in geheimer 
Abstimmung erfolgt sind. 
 
Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides statt bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen 
Wahlvorschlags. 

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode 

nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung der zuständigen Stadt/Gemeinde, im Landtag oder 
aufgrund eines Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag 
nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten 
Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für auf Landesebene 
organisierte Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des 
Parteiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter 
eingereicht haben. 

 
Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem 
Bundeswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf 
Bestätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von Satzung und Programm von Parteien und 
Wählergruppen eingereicht werden können, hat das Ministerium des Innern am 27. November 2019 
öffentlich bekannt gemacht (MBl. NRW. S. 764). 

 
 
2. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin 
 
2.1 Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin können auch von Parteien und 

Wählergruppen gemeinsam eingereicht werden. In diesem Fall ist der Bewerber/die Bewerberin 
entweder in einer gemeinsamen Versammlung oder in getrennten Versammlungen der beteiligten 
Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Träger des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen keinen anderen 
als den gemeinsamen Bewerber wählen und zur Wahl vorschlagen. 

 
Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin soll nach dem Muster der 
Anlage 11d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 
– Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 

einreicht; andere Wahlvorschläge können durch ein Kennwort des Wahlvorschlagsträgers 
gekennzeichnet werden; 
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– Familienname, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-
Adresse oder Postfach sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin. 

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. 

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zuständigen 

Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Gemeinsame Wahlvorschläge müssen von den 
für das Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller beteiligten Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. Bei 
anderen Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner/die Unterzeichnerin des Wahlvorschlags im 
Wahlgebiet wahlberechtigt sein. 

 
Wer für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin wählbar ist, kann sich selbst vorschlagen. 

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem von 

mindestens 220
1)

 Wahlberechtigten der Gemeinde persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. Dies gilt nicht, wenn 
der bisherige Bürgermeister als Bewerber vorgeschlagen wird (§ 46 d Abs. 1 Satz 3 KWahlG). Die 
Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis 
der Wahlberechtigung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen 
eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der 
Wahlvorschlagsträger nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.  

Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn alle 
beteiligten Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen fallen. 

 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 220

1)
 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die 

Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist 
folgendes zu beachten: 
– Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin kostenfrei geliefert. Bei 

der Anforderung sind der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die 
den Wahlvorschlag einreichen will, bei Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen das Kennwort, sowie 
Familienname, die Vornamen und Wohnort des/der vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin, sowie 
die Kontaktdaten, die in die Datenschutzhinweise auf der Rückseite der Anlage 14c unter Nr. 3 
aufzunehmen sind, anzugeben. Der Wahlleiter/Die Wahlleiterin hat diese Angaben auf den 
Formblättern zu vermerken. 

– Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf dem Formblatt 
persönlich und handschriftlich unterschreiben; die Angaben zum Familiennamen, Vornamen, 
Geburtsdatum und zur Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners/der Unterzeichnerin sowie der 
Tag der Unterzeichnung sollen vom Unterzeichner/von der Unterzeichnerin persönlich und 
handschriftlich ausgefüllt werden. 

– Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf dem Formblatt oder gesondert eine 
Bescheinigung seiner Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass 
er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

– Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand 
mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine/ihre Unterschrift auf allen weiteren 
Wahlvorschlägen ungültig; die gleichzeitige Unterzeichnung eines Wahlvorschlags für einen 
Wahlbezirk und einer Reserveliste bleibt unberührt. 

Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig, wenn 
dieser/diese in der Gemeinde wahlberechtigt ist. 

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 

– Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12c zur 
KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11d zur 
KWahlO abgegeben werden. Dabei hat der Bewerber/die Bewerberin zu versichern, dass er/sie für 
keine andere Wahl zum Bürgermeister/zur Bürgermeisterin oder Landrat/Landrätin kandidiert. Die 
ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist 
ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 

– Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13b zur KWahlO; die Bescheinigung 
kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO abgegeben 
werden. 

– Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über die 
Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers/der Bewerberin  



4 
 

(Anlage 9c zur KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an 
Eides statt (Anlage 10c zur KWahlO). 

 
 
3. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
3.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht 

wenden. Er muss enthalten: 
– den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 

einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen können durch ein Kennwort 
gekennzeichnet werden; 

– Familienname, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-
Adresse oder Postfach sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin; bei Beamten und 
Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die 
Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, 
anzugeben. 

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. 

 
3.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zuständigen 

Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen muss 
mindestens ein Unterzeichner/eine Unterzeichnerin seine/ihre Unterschrift auf dem Wahlvorschlag selbst 
leisten. 

 
3.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen ferner von 

mindestens 5 Wahlberechtigten 3) des Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von 
Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die 
ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der 
Unterzeichner/die Unterzeichnerin bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für 
das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von 
Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht 
werden. 

 
3.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens 5 2)

 Wahlberechtigten 3) des 
Wahlbezirks unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach 
Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen. 

 
Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass der Unterzeichner/die Unterzeichnerin im Wahlbezirk 
wahlberechtigt ist. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist 
zulässig. 
 

3.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
– Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12a zur 

KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a zur 
KWahlO abgegeben werden. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum 
Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 

– Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13a zur KWahlO; die Bescheinigung 
kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO erteilt werden. 

– Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über die 
Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der Bewerber/der Bewerberinnen mit 
den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt; ihrer Beifügung 
bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherungen an Eides statt 
einem anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist (siehe auch Nr. 1.2 Abs. 8 bis 10 dieser 
Bekanntmachung). 

– Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine 
Bescheinigung über ihr Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis, falls der Wahlleiter/die Wahlleiterin 
dies zur Behebung von Zweifeln für erforderlich hält. 
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4. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
4.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber/Bewerberinnen benannt werden, die für eine Partei oder 

Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein. 

 
4.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss 

enthalten: 
– den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die die Reserveliste 

einreicht;  
– Familienname, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, E-Mail-Adresse oder 

Postfach sowie Staatsangehörigkeit der Bewerber/Bewerberinnen in erkennbarer Reihenfolge; bei 
Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die 
Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt bei der sie beschäftigt sind, 
anzugeben. 

Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. 
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber/eine Bewerberin, unbeschadet der 
Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen/eine im Wahlbezirk oder für 
einen/eine auf einer Reserveliste aufgestellten/aufgestellte Bewerber/Bewerberin sein soll. 

 
4.3 Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der Reserveliste Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen im 

Wahlbezirk oder für einen/eine auf der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber/aufgestellte andere 
Bewerberin sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reserveliste ferner enthalten: 
– den Familiennamen und die Vornamen des/der zu ersetzenden Bewerbers/Bewerberin; 
– den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der/die zu 

ersetzende Bewerber/Bewerberin aufgestellt ist. 

 
4.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem von 

mindestens 32 
4)

 Wahlberechtigten persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
 
4.5 Muss die Reserveliste außerdem von mindestens 32 

4)
 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die 

Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; 
bei Anforderung der Formblätter ist der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder 
Wählergruppe anzugeben. Für die Unterzeichnung gilt Nr. 2.4 entsprechend.  
 

4.6 Die Zustimmungserklärung der Bewerber/der Bewerberinnen ist auf der Reserveliste nach dem Muster 
der Anlage 11b oder einzeln nach dem Muster der Anlage 12b zur KWahlO abzugeben. Einer 
Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber/Bewerberinnen gleichzeitig für einen 
Wahlbezirk aufgestellt sind und die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag beigefügt ist. 

 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlamt der Stadt Haltern am See-
FB Interne Dienste, Verwaltungsgebäude Muttergottesstiege, Zimmer 1.53, Rochfordstr. 1, 45721 Haltern 
am See- während der allgemeinen Öffnungszeiten kostenlos abgegeben werden. 
 
Auf die Bekanntmachung über die Abgrenzung der Wahlbezirke vom 17.10.2019 (Amtsblatt Nr.11) sowie 
06.02.2020 (Amtsblatt Nr. 2) wird hingewiesen.

 

 

Ort, Datum  Der Wahlleiter der Stadt Haltern am See 

Haltern am See, 11.02.2020 

 

gez. 
(Meussen) 
 

 
 
1)
 Fünfmal, für die Wahl in Gemeinden bis 10.000 Einwohner dreimal soviel Wahlberechtigte, wie die Vertretung Mitglieder hat (§ 46 d 

Abs. 1 Satz 3 KWahlG). 
2)
 Nicht Zutreffendes streichen. 

3)
 Vgl. § 15 Abs. 2 Satz 3 KWahlG. 

4)
 1 vom Tausend der Wahlberechtigten des Wahlgebiets, mindestens 5, höchstens 100, vgl. § 16 Abs. 1 Satz 3 KWahlG. 



Anlage zur Bekanntmachung für die am 13.09.2020 stattfindenden allgemeinen Kommunalwahlen 

(Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen) 

Auszug aus dem Kommunalwahlgesetz 

§ 7 

Wahlberechtigt für die Wahl in einem Wahlgebiet ist, wer am Wahltag Deutscher im Sinne von 

Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der 

Europäischen Gemeinschaft besitzt, das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat und mindestens seit 

dem 16. Tag vor der Wahl in dem Wahlgebiet seine Wohnung, bei mehreren Wohnungen seine 

Hauptwohnung hat oder sich sonst gewöhnlich aufhält und keine Wohnung außerhalb des 

Wahlgebiets hat. 

§ 8 

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland 

das Wahlrecht nicht besitzt. 

§ 12 

(1) Wählbar ist jede wahlberechtigte Person, die am Wahltag das achtzehnte Lebensjahr 

vollendet hat und seit mindestens drei Monaten in dem Wahlgebiet ihre Wohnung, bei 

mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung hat oder sich sonst gewöhnlich aufhält und keine 

Wohnung außerhalb des Wahlgebiets hat. 

(2) Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik 

Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 

besitzt. 

§ 13 

(1) Beamte und Arbeitnehmer (soweit sie nicht überwiegend körperliche Arbeit verrichten 

oder sonst die Verwaltungsführung ihres Dienstherrn oder Arbeitgebers inhaltlich nicht 

beeinflussen können), die im Dienst einer der in den Buchstaben a bis e genannten 

Körperschaften stehen, können in den folgenden Fällen nicht gleichzeitig einer Vertretung 

angehören: 

a) Sie können nicht der Vertretung ihrer Anstellungskörperschaft angehören. 

b) Stehen sie im Dienst des Landes und sind sie in einer staatlichen Behörde 

unmittelbar mit der Ausübung der allgemeinen Aufsicht oder der 

Sonderaufsicht über Gemeinden und Gemeindeverbände befasst, können sie 

nicht der Vertretung einer beaufsichtigten Gemeinde oder eines beaufsichtigten 

Gemeindeverbandes angehören. 

c) Stehen sie im Dienste des Landes und werden sie in einer 

Kreispolizeibehörde beschäftigt, so können sie nicht der Vertretung des 

Kreises angehören, bei dem die Kreispolizeibehörde gebildet ist. 

d) Stehen sie im Dienst eines Kreises und sind sie bei dem Landrat als untere 

staatliche Verwaltungsbehörde unmittelbar mit der Ausübung der allgemeinen 

Aufsicht oder der Sonderaufsicht über kreisangehörige Gemeinden befasst, 

können sie nicht der Vertretung einer kreisangehörigen Gemeinde angehören. 



e) Stehen sie im Dienste einer Gemeinde, so können sie nicht Mitglied der 

Vertretung des Kreises sein, dem die Gemeinde angehört, es sei denn, dass sie 

bei einer öffentlichen Einrichtung (§ 107 Abs. 2 der Gemeindeordnung) oder 

einem Eigenbetrieb der Gemeinde beschäftigt sind. 

Die vorstehenden Vorschriften finden auf abgeordnete Beamte sinngemäß Anwendung, wenn 

die Abordnung an eine der in Buchstaben a bis e genannten Körperschaften die Dauer von 

insgesamt drei Monaten überschreitet. 

(2) Bewerben sich Beamte oder Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes um einen Sitz im 

Wahlgebiet, so ist ihnen der zur Vorbereitung der Wahl erforderliche Urlaub auch dann zu 

erteilen, wenn im Falle der Wahl ein Hindernis für die gleichzeitige Zugehörigkeit zur 

Vertretung gemäß Absatz 1 vorliegen würde. 

(3) Werden Beamte oder Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes gewählt, die gemäß Absatz 

1 an der gleichzeitigen Zugehörigkeit zur Vertretung gehindert sind, so können sie das 

Mandat nur ausüben, wenn sie die Beendigung ihres Dienstverhältnisses nachweisen. Stellt 

der Wahlleiter nachträglich fest, dass ein Bewerber das Mandat ausübt, obwohl er nach 

Absatz 1 an der gleichzeitigen Zugehörigkeit zur Vertretung gehindert war, und weist der 

Vertreter nicht innerhalb einer Frist von einer Woche nach Zustellung der nachträglichen 

Feststellung die Beendigung seines Dienstverhältnisses nach, so scheidet er mit Ablauf der 

Frist aus der Vertretung aus. Den Verlust der Mitgliedschaft stellt der Wahlleiter fest. 

(4) Werden Mitglieder einer Vertretung Beamte oder Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes, 

die gemäß Absatz 1 an der gleichzeitigen Zugehörigkeit zur Vertretung gehindert sind, so gilt 

Absatz 3 Satz 2 und 3 entsprechend. 

(5) Absätze 1 bis 4 finden auf Ehrenbeamte keine Anwendung. 

(6) Arbeitnehmer einer rechtsfähigen Gesellschaft oder Stiftung sowie Beamte und 

Arbeitnehmer einer rechtsfähigen Anstalt, an der eine Gemeinde, ein Kreis oder ein 

Zweckverband maßgeblich beteiligt ist, können, soweit sie allein oder mit anderen ständig, 

auch vertretungsweise, berechtigt sind, das Unternehmen in seiner Gesamtheit zu vertreten, 

wie Vorstandsmitglieder, stellvertretende Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer, 

stellvertretende Geschäftsführer und Prokuristen, nicht zugleich der Vertretung dieser 

Gemeinde, dieses Kreises oder der Vertretung einer Mitgliedskörperschaft dieses 

Zweckverbandes angehören. Die maßgebliche Beteiligung erfasst die Gewährträgerschaft und 

neben den Fällen einer Kapitalbeteiligung mit einem Anteil von mehr als 50 vom Hundert 

auch die Fälle, in denen die Gebietskörperschaft aufgrund ihrer Stimmenmehrheit in 

Aufsichts- und Kontrollorganen oder in sonstiger Weise entscheidenden Einfluss auf die 

Unternehmensführung besitzt. Die Bestimmungen der Absätze 2 bis 5 finden entsprechende 

Anwendung. 

§ 15 

1) Beim Wahlleiter können bis zum neunundfünfzigsten Tage vor der Wahl, 18 Uhr, 

Wahlvorschläge für die Wahl in den einzelnen Wahlbezirken des Wahlgebiets eingereicht 

werden. Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des 

Grundgesetzes (Parteien), von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von 

Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern) 

eingereicht werden. 

(2) Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen von der für das Wahlgebiet 

zuständigen Leitung unterzeichnet sein. Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 

der Wahlausschreibung (§ 14 Abs. 1) laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu 



wählenden Vertretung, in der Vertretung des zuständigen Kreises, im Landtag oder auf Grund 

eines Wahlvorschlages aus dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen 

Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen 

Grundsätzen gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt 

nicht für Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nummer 1 und 2, Abs. 4 des 

Parteiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschreibung (§ 14 Abs. 1) ordnungsgemäß beim 

Bundeswahlleiter eingereicht haben. Die Wahlvorschläge dieser Parteien und Wählergruppen 

(Satz 2, erster Halbsatz) müssen ferner 

 

in Wahlbezirken bis zu 

5 000 Einwohnern von 5, 

 

in Wahlbezirken von 

5 000 bis 10 000 Einwohnern von 10, 

 

in Wahlbezirken von mehr als 

10 000 Einwohnern von 20 

Wahlberechtigten des Wahlbezirks persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt 

auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern, es sei denn, dass sie in der zu wählenden 

Vertretung einen Sitz auf Grund eines Wahlvorschlages haben, in dem sie als Einzelbewerber 

benannt waren, und der Wahlvorschlag von ihnen selbst unterzeichnet ist. Die 

Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem 

Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 

Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlages, es sei denn, der Nachweis 

kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht 

rechtzeitig erbracht werden. 

(3) Jeder Wahlvorschlag muss Familienname, Vorname, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, 

Anschrift, Staatsangehörigkeit sowie bei Parteien oder Wählergruppen deren Namen oder 

Bezeichnung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, angeben. Jeder 

Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten. Ein Bewerber darf, unbeschadet seiner 

Bewerbung in einer Reserveliste, nur in einem Wahlvorschlag benannt werden. In einen 

Wahlvorschlag darf nur aufgenommen werden, wer seine Zustimmung schriftlich erteilt hat; 

die Zustimmung ist unwiderruflich. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung 

bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen 

Wahlvorschlags. 

(4) In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende 

Vertrauensperson bezeichnet werden. Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als erste 

unterzeichnet hat, als Vertrauensperson, und diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, als 

stellvertretende Vertrauensperson. 

§ 16 

(1) Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt werden, die für eine Partei oder für 

eine Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zuständigen 

Leitung unterzeichnet sein. Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der 

Wahlausschreibung (§ 14 Abs. 1) laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu 

wählenden Vertretung, in der Vertretung des zuständigen Kreises, im Landtag oder auf Grund 

eines Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag vertreten, so muss die Reserveliste von 1 

vom Tausend der Wahlberechtigten des Wahlgebiets, und zwar mindestens von 5 und 

höchstens von 100 Wahlberechtigten, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 



(2) Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber, unbeschadet der 

Reihenfolge im übrigen, Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf einer 

Reserveliste aufgestellten Bewerber sein soll. 

(3) § 15 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, 4 und 5, Abs. 3 Satz 1, 3 bis 5 und Abs. 4 gilt 

sinngemäß. 

§ 17 

(1) Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur 

benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu 

gewählt worden ist. 

(2) Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterversammlungen sind in geheimer Wahl zu 

wählen. Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber auf der 

Reserveliste und für die Bestimmung der Ersatzbewerber. Stimmberechtigt ist nur, wer am 

Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. Jeder 

stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern und 

Ersatzbewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der Versammlung in 

angemessener Zeit vorzustellen. 

(3) Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des 

Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen Versammlung im Wahlgebiet 

wahlberechtigt ist. 

(4) Die Vertreter für die Vertreterversammlung und die Bewerber sind ab dem 46. Monat 

nach Beginn der Wahlperiode, die Bewerber für die Wahlbezirke frühestens nach der 

öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke zu wählen. 

(5) Kommt eine Versammlung nach Absatz 1 nicht zustande, so kann die Partei oder 

Wählergruppe ihre Bewerber in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen. 

Absatz 2 gilt entsprechend. 

(6) Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen 

den Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen 

solchen Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 

(7) Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung, über die 

Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über 

das Verfahren für die Wahl des Bewerbers regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre 

Satzungen. 

(8) Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers mit Angaben über Ort 

und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertreter 

oder Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag 

einzureichen. Hierbei haben der Leiter der Versammlung und zwei von dieser bestimmte 

Teilnehmer gegenüber dem Wahlleiter an Eides statt zu versichern, dass die Wahl der 

Bewerber in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die 

Versicherung an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge 

der Bewerber und die Bestimmung der Ersatzbewerber in geheimer Abstimmung erfolgt sind. 

Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er ist 

Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches. Die Beibringung einer Ausfertigung der 

Niederschrift und der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 

Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlages. 

 



§ 46 b 

Auf die Wahl sowie die Abwahl der Bürgermeister gemäß den §§ 65 und 66 der Gemeindeordnung 

und der Landräte gemäß den §§ 44 und 45 der Kreisordnung finden die Vorschriften dieses Gesetzes 

entsprechende Anwendung, soweit sich nicht aus den §§ 46 c bis 46 e oder aus der 

Gemeindeordnung, der Kreisordnung und dem Landesbeamtengesetz etwas anderes ergibt. 

§ 46 d 

(1) Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten. Wer gemäß der 

Gemeindeordnung oder gemäß der Kreisordnung wählbar ist, kann sich selbst vorschlagen; 

für einen solchen Vorschlag gelten die Regelungen für Einzelbewerber entsprechend. § 15 

Absatz 2 Satz 3 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass die dort genannten Wahlvorschläge 

von mindestens fünfmal, für die Wahl in Gemeinden bis zu 10000 Einwohnern von 

mindestens dreimal soviel Wahlberechtigten, wie die Vertretung Mitglieder hat, persönlich 

und handschriftlich unterzeichnet sein müssen; dies gilt nicht, wenn der bisherige 

Bürgermeister oder Landrat als Bewerber vorgeschlagen wird. 

(2) Bewerber können nicht gleichzeitig für die Wahl zum Bürgermeister oder Landrat in 

mehreren Gemeinden und Kreisen kandidieren. 

(3) Gemeinsame Wahlvorschläge sind zulässig. Wird eine Person von mehreren Parteien oder 

Wählergruppen als gemeinsamer Bewerber benannt, ist sie hierzu in geheimer Abstimmung 

entweder in einer gemeinsamen Versammlung oder in getrennten Versammlungen der 

Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Wahlvorschlagsträger des gemeinsamen 

Wahlvorschlags dürfen keinen anderen als den gemeinsamen Bewerber wählen und zur Wahl 

vorschlagen. 

(4) Ein gemeinsamer Wahlvorschlag mehrerer Parteien oder Wählergruppen muss von den für 

das Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller beteiligten Parteien oder Wählergruppen 

unterzeichnet sein und soll anschließend von allen Trägern des Wahlvorschlags gemeinsam 

eingereicht werden. Jeder Träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags soll eine 

Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson benennen. Die Zurücknahme 

oder Änderung eines gemeinsamen Wahlvorschlags nach § 20 setzt eine gemeinsame 

schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson aller 

Wahlvorschlagsträger voraus. Erklären die Vertrauensperson und die stellvertretende 

Vertrauensperson nur eines der beteiligten Träger vor der Entscheidung über die Zulassung 

die Rücknahme des Wahlvorschlags, bleibt dieser als Wahlvorschlag der übrigen Träger oder 

des anderen Trägers erhalten. 

(5) Sind an einem gemeinsamen Wahlvorschlag Parteien oder Wählergruppen beteiligt, die 

bei der letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebiets Stimmen erhalten haben, wird der 

gemeinsame Wahlvorschlag auf dem Stimmzettel aufgrund des Ergebnisses der Partei oder 

Wählergruppe eingereiht, die die höchste Stimmenzahl erreicht hatte. Innerhalb dieses 

gemeinsamen Wahlvorschlags werden die Parteien oder Wählergruppen auf dem Stimmzettel 

in der Reihenfolge der Stimmenzahl bei der letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebiets 

aufgeführt. Beteiligte Parteien oder Wählergruppen ohne Stimmen bei der letzten 

Vertretungswahl folgen in alphabetischer Reihenfolge der Namen der Parteien oder 

Wählergruppen. Andere gemeinsame Wahlvorschläge werden auf dem Stimmzettel in 

alphabetischer Reihenfolge nach den Wahlvorschlägen von Trägern mit Stimmen bei der 

letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebiets berücksichtigt. Maßgeblich für ihre Einreihung 

ist der Anfangsbuchstabe des Namens der Partei oder Wählergruppe, die in dem gemeinsamen 

Wahlvorschlag alphabetisch an erster Stelle steht. Innerhalb dieses gemeinsamen 



Wahlvorschlags werden die Parteien oder Wählergruppen auf dem Stimmzettel in 

alphabetischer Reihenfolge der Namen der Parteien oder Wählergruppen aufgeführt. 

(6) Die Abstimmung über die Abwahl eines Bürgermeisters oder eines Landrates muss 

baldmöglichst, spätestens innerhalb von drei Monaten nach dem Beschluss des Rates gemäß 

der Gemeindeordnung oder des Kreistages gemäß der Kreisordnung zur Einleitung des 

Abwahlverfahrens stattfinden. Den Tag der Abstimmung sowie die für ihre Vorbereitung 

maßgeblichen Fristen und Termine bestimmt die Vertretung. 

(7) Wird die Bürgermeister- oder Landratswahl für ungültig erklärt, findet abweichend von § 

42 eine Neuwahl statt. 

Auszug aus der Kommunalwahlordnung 

§ 25 Nachweis von Satzung und Programm 

Das für Inneres zuständige Ministerium macht öffentlich bekannt, 

1. welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Absatz 2 

Satz 2 zweiter Halbsatz des Gesetzes dem Bundeswahlleiter die Unterlagen 

eingereicht haben, 

 

2. wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf Bestätigung der 

ordnungsgemäßen Einreichung von Satzung und Programm (§ 26 Absatz 5 

Satz 3) eingereicht werden können, 

 

3. wer hierfür antragsberechtigt ist, 

 

4. wie die Bestätigung dem Antragsteller und den zuständigen Wahlorganen 

bekanntgegeben wird. 

§ 26 Inhalt und Form der Wahlvorschläge für die Wahlbezirke, Datenschutz 

1) Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 11 a eingereicht werden. Er muss 

enthalten 

1. den Namen und gegebenenfalls die Kurzbezeichnung der Partei oder 

Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschläge von 

Einzelbewerbern können durch ein Kennwort gekennzeichnet werden, 

2. Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift 

(Hauptwohnung), E-Mail-Adresse oder Postfach sowie Staatsangehörigkeit des 

Bewerbers; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Absatz 1 und 6 des 

Gesetzes sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die 

Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben. 

Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet 

zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes). Bei anderen 

Wahlvorschlägen muss mindestens ein Unterzeichner seine Unterschrift auf dem 

Wahlvorschlag selbst leisten; Absatz 3 Nummer 3 und 4 gilt entsprechend. Der 

Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift der Vertrauensperson und der 

stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 

(2) Ist der Name, die Kurzbezeichnung oder das Kennwort geeignet, Verwechslungen mit 

einer Partei oder Wählergruppe hervorzurufen, die gemäß § 15 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes 

vertreten ist oder die bei der letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebiets Stimmen erhalten 



hat oder deren Wahlvorschlag früher eingereicht worden ist, so kann die Vertrauensperson bis 

zur Entscheidung über die Zulassung eine Bezeichnung des Wahlvorschlags festsetzen, durch 

die die Verwechslungsgefahr beseitigt wird. 

(3) Muss ein Wahlvorschlag von Wahlberechtigten unterzeichnet sein (§ 15 Absatz 2 Satz 3 

des Gesetzes), so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 a unter 

Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen: 

1. Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei 

geliefert. Bei der Anforderung sind die Bezeichnung der Partei oder 

Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreichen will, bei Einzelbewerbern 

das Kennwort, sowie Familienname, Vornamen und Wohnort des 

vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Parteien und Wählergruppen haben 

ferner die Aufstellung des Bewerbers in einer Mitglieder- oder 

Vertreterversammlung nach § 17 des Gesetzes zu bestätigen. Der Wahlleiter 

hat die in Satz 2 genannten Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken. 

2. Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen die 

Erklärung auf dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreiben. 

Die Angaben zum Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt und zur 

Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der 

Unterzeichnung sollen vom Unterzeichner persönlich und handschriftlich 

ausgefüllt werden. 

3. Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert eine 

Bescheinigung seiner Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 beizufügen, 

dass er im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. Gesonderte Bescheinigungen des 

Wahlrechts sind vom Träger des Wahlvorschlags bei der Einreichung des 

Wahlvorschlags mit den Unterstützungsunterschriften zu verbinden. Wer für 

einen anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, muss nachweisen, 

dass der Betreffende den Wahlvorschlag unterstützt. 

4. Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat 

jemand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf 

allen weiteren Wahlvorschlägen ungültig. Leistet ein Wahlberechtigter 

mehrere Unterstützungsunterschriften für verschiedene Wahlvorschläge mit 

unterschiedlichem oder gleichem Datum, kommt es für die Gültigkeit 

ausschließlich auf die Reihenfolge der Vorlage durch die 

Wahlvorschlagsträger bei der Gemeinde an, die die Wahlberechtigung 

bescheinigt. Gültig ist die zuerst vorgelegte Unterstützungsunterschrift. Die 

gleichzeitige Unterzeichnung einer Reserveliste bleibt unberührt. Die 

Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber ist zulässig. 

5. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen dürfen erst nach 

Aufstellung des Bewerbers durch eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung 

unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. 

(4) Dem Wahlvorschlag sind beizufügen 

1. die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 

12 a, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen 

Wahlvorschlag in einem Wahlbezirk des Wahlgebiets seine Zustimmung zur 

Benennung als Bewerber gegeben hat; die Erklärung kann auf dem 

Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 a abgegeben werden, 



2. eine Bescheinigung des zuständigen Bürgermeisters nach dem Muster der 

Anlage 13 a, dass der Bewerber wählbar ist; die Bescheinigung kann auf dem 

Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 a erteilt werden, 

3. bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung 

der Niederschrift über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur 

Aufstellung der Bewerber, im Falle eines Einspruchs nach § 17 Absatz 6 des 

Gesetzes auch eine Niederschrift über die wiederholte Abstimmung, mit den 

nach § 17 Absatz 8 des Gesetzes vorgeschriebenen Versicherungen an Eides 

Statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung der 

Niederschrift und der Versicherungen an Eides Statt einem anderen 

Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist; die Niederschrift soll nach dem 

Muster der Anlage 9 a gefertigt, die Versicherung an Eides Statt nach dem 

Muster der Anlage 10 a abgegeben werden, 

4. die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst 

Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichner (Absatz 3 Nummer 2 und 

3), sofern der Wahlvorschlag von Wahlberechtigten des Wahlbezirks 

unterzeichnet sein muss, 

5. sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Absatz 1 oder 6 des 

Gesetzes bewerben, eine Bescheinigung über ihr Dienst- oder 

Beschäftigungsverhältnis sowie im Falle des § 13 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b 

oder d des Gesetzes auch die ausgeübte Tätigkeit, falls der Wahlleiter dies zur 

Behebung von Zweifeln für erforderlich hält. 

(5) Parteien und Wählergruppen, die in der zum Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden 

Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des 

zuständigen Kreises, im Landtag oder auf Grund eines Wahlvorschlags aus dem Land im 

Bundestag vertreten sind und für die die Unterlagen gemäß § 15 Absatz 2 Satz 2 zweiter 

Halbsatz des Gesetzes dem Bundeswahlleiter nicht vorliegen, haben außerdem einzureichen 

1. den Nachweis, dass der für das Wahlgebiet zuständige Vorstand nach 

demokratischen Grundsätzen gewählt ist, und zwar durch beglaubigte 

Abschrift oder eine Ausfertigung der bei der Wahl gefertigten Niederschrift 

oder durch die schriftliche Erklärung mehrerer bei der Wahlhandlung 

anwesender Personen, 

2. ihre Satzung und ihr Programm. 

Reicht die Partei oder Wählergruppe mehrere Wahlvorschläge im Wahlgebiet ein, so 

brauchen diese Nachweise nur einmal eingereicht zu werden. Hat die Partei oder 

Wählergruppe eine über das Wahlgebiet hinausgehende Organisation, so brauchen Satzung 

und Programm dem Wahlleiter nicht eingereicht zu werden, wenn 

a) im Falle einer nicht über das Gebiet des Kreises hinausgehenden 

Organisation der Landrat, 

b) im Falle einer nicht über den Regierungsbezirk hinausgehenden 

Organisation die Bezirksregierung, 

c) im Falle einer über einen Regierungsbezirk hinausgehenden Organisation 

das für Inneres zuständige Ministerium auf Antrag bestätigt, dass Satzung und 

Programm ordnungsgemäß eingereicht sind. 



(6) Die Bescheinigung des Wahlrechts der Unterzeichner (Absatz 3 Nummer 3) und der 

Wählbarkeit der Bewerber (Absatz 4 Nummer 2) sowie die Beglaubigung von Kopien der 

beizubringenden Unterlagen sind kostenfrei zu erteilen. Die Gemeindebehörde darf für jeden 

Wahlberechtigten die Bescheinigung des Wahlrechts nur einmal zu einem 

Wahlbezirksvorschlag erteilen; dabei darf sie nicht festhalten, für welchen Wahlvorschlag die 

erteilte Bescheinigung bestimmt ist. 

(7) Hinsichtlich der in Wahlvorschlägen enthaltenen personenbezogenen Daten besteht im 

Zeitraum vom Ablauf der Frist für die Einreichung der Wahlvorschläge bis zum Ablauf des 

Wahltages abweichend von § 5 Absatz 8 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit 

Artikel 16 und Artikel 18 der Datenschutz-Grundverordnung das Recht auf Berichtigung und 

das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung abschließend durch das unter den 

Voraussetzungen des § 18 Absatz 1 und 2 des Gesetzes in Verbindung mit § 27 dieser 

Verordnung gewährleistete Mängelbeseitigungsverfahren. 

§ 31 Reservelisten 

1) Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11 b eingereicht werden. Sie muss 

enthalten 

1. den Namen der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 

2. Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, 

E-Mail-Adresse oder Postfach sowie Staatsangehörigkeit der Bewerber in 

erkennbarer Reihenfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Absatz 1 

und 6 des Gesetzes sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde 

oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, 

anzugeben. 

Sie soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden 

Vertrauensperson enthalten. 

(2) Soll ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder für 

einen auf der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber sein (§ 16 Absatz 2 des Gesetzes), 

so muss die Reserveliste ferner enthalten 

1. den Familien- und die Vornamen des zu ersetzenden Bewerbers, 

2. den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder 

unter der der zu ersetzende Bewerber aufgestellt ist. 

(3) Für die Unterzeichnung der Reserveliste gilt § 26 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 

entsprechend. Die Unterstützungsunterschriften sind auf amtlichen Formblättern nach Anlage 

14 b zu erbringen; bei Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung der Partei oder 

Wählergruppe anzugeben. Der Reserveliste sind für die betreffende Partei oder Wählergruppe 

und für die in ihr enthaltenen Bewerber die in § 26 Absatz 4 und 5 Satz 1 genannten 

Unterlagen beizufügen. § 26 Absatz 5 Satz 2 und 3 findet Anwendung. Die 

Zustimmungserklärung ist auf der Reserveliste nach dem Muster der Anlage 11 b oder nach 

dem Muster der Anlage 12 b abzugeben. § 26 Absatz 6 gilt entsprechend. Einer 

Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber gleichzeitig für einen 

Wahlbezirk aufgestellt sind und die Bescheinigung für diesen Wahlvorschlag vorliegt oder 

beigebracht wird. 

(4) Der Wahlleiter macht die zugelassenen Reservelisten mit den in Absatz 1 Satz 2 Nummer 

1 und Nummer 2 erster Halbsatz sowie mit den in Absatz 2 bezeichneten Angaben mit 

Ausnahme der Staatsangehörigkeit bekannt; statt des Geburtsdatums ist jedoch nur das 



Geburtsjahr und statt der vollständigen Anschrift sind der Wohnort mit Postleitzahl und die E-

Mail-Adresse oder das Postfach der Bewerber anzugeben. § 30 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Für die Vorprüfung durch den Wahlleiter und die Zulassung sowie die Beschwerde gelten 

die §§ 27 bis 29 entsprechend 

§ 75 b Wahlvorschläge 

(1) Der Wahlleiter fordert zur Einreichung von Wahlvorschlägen durch öffentliche 

Bekanntmachung auf. Findet die Wahl gleichzeitig mit der Wahl einer kommunalen 

Vertretung statt, kann die Bekanntmachung mit der Bekanntmachung gemäß § 24 verbunden 

werden. 

(2) Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 11 d eingereicht werden. Er muss 

enthalten: 

1. Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, 

die den Wahlvorschlag einreicht; andere Wahlvorschläge können auch durch 

ein Kennwort des Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden; 

2. Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift 

(Hauptwohnung), E-Mail-Adresse oder Postfach (Hauptwohnung) sowie 

Staatsangehörigkeit des Bewerbers. 

Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet 

zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes). Bei anderen 

Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner des Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahlberechtigt 

sein; § 46 d Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes bleibt unberührt. Aus dem Wahlvorschlag sollen 

ferner Namen und Anschrift der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson 

hervorgehen. 

(3) § 26 Abs. 3 gilt sinngemäß. Die Unterstützungsunterschriften sind auf amtlichen 

Formblättern nach Anlage 14 c zu erbringen; bei der Anforderung der Formblätter ist die 

Bezeichnung des Wahlvorschlagsträgers, bei Parteien und Wählergruppen auch deren 

Kurzbezeichnung, anzugeben. 

(4) § 26 Abs. 4 Nr. 1 bis 4 gilt mit der Maßgabe sinngemäß, dass die Zustimmungserklärung 

nach dem Muster der Anlage 12 c abzugeben ist und der Bewerber darauf zu versichern hat, 

dass er für keine andere Wahl zum Bürgermeister oder Landrat kandidiert; die Erklärung kann 

auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 d abgegeben werden. Für die 

Bescheinigung der Wählbarkeit durch die zuständige Gemeinde ist das Muster der Anlage 13 

b zu verwenden; die Bescheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der 

Anlage 11 d abgegeben werden. Die Niederschrift über die Versammlung der Partei oder 

Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers soll nach dem Muster der Anlage 9 c gefertigt, 

die Versicherung an Eides Statt nach dem Muster der Anlage 10 c abgegeben werden. 

(5) Für gemeinsame Wahlvorschläge (§ 46d Abs. 3 des Gesetzes) gelten die Absätze 2 bis 4 

entsprechend. Es sind dabei jeweils alle Wahlvorschlagsträger zu benennen. Ein gemeinsamer 

Wahlvorschlag muss von der jeweiligen für das Wahlgebiet zuständigen Leitung aller 

Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. Unterstützungsunterschriften nach dem Muster der 

Anlage 14c sind beizubringen, wenn keiner der Wahlvorschlagsträger die Voraussetzungen 

des  

§ 15 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes erfüllt. 

(6) Für die Vorprüfung und die Zulassung der Wahlvorschläge gelten die §§ 27 bis 29 

entsprechend. 



(7) Der Wahlleiter macht die zugelassenen Wahlvorschläge mit den in Absatz 2 Satz 2 

enthaltenen Angaben mit Ausnahme der Staatsangehörigkeit bekannt; statt des Geburtsdatums 

ist jeweils nur das Geburtsjahr und statt der vollständigen Anschrift sind der Wohnort mit 

Postleitzahl und die E-Mail-Adresse oder das Postfach des Bewerbers anzugeben. § 30 Satz 2 

gilt entsprechend. 

Auszug aus der Gemeindeordnung NRW 

§ 65 Wahl des Bürgermeisters 

(2) Wählbar ist, wer am Wahltag Deutscher im Sinne von Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist 

oder wer die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzt und eine 

Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland innehat, das 23. Lebensjahr vollendet hat und nicht 

vom Wahlrecht ausgeschlossen ist sowie die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitlich 

demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintritt. Nicht wählbar ist, wer am 

Wahltag infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit oder die 

Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. 



 

 

 

 
 

Bekanntmachung 
 

entsprechend dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW): 
 
 
 

Inkrafttreten 
der Öffentlich-rechtlichen Vereinbarung „smartdemography“ 

durch die Bezirksregierung Münster  
 
 
 
 

Gemäß § 24 Absatz 3 Satz 1 GkG NRW hat die Bezirksregierung Münster in ihrem Amtsblatt vom 
15.11.2019 (Nr. 46 / 2019) die am 06.11.2019 erteilte Genehmigung der „Öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen dem Kreis Recklinghausen und der Stadt Haltern am See zur Wahrnehmung 
von statistischen Aufgaben im Rahmen des Projekts „smartdemography““ bekannt gemacht. 
Am Tage nach der Bekanntmachung im Amtsblatt der Bezirksregierung ist diese Vereinbarung wirk-
sam geworden. 
 
Die Beteiligten haben gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 GkG NRW in der für ihre Bekanntmachung vorge-
schriebenen Form auf diese Veröffentlichung hinzuweisen. 
Das Amtsblatt der Bezirksregierung Münster kann online eingesehen werden auf den Internetseiten 
der Bezirksregierung Münster unter https://www.bezreg-muester.de/zentralablage/dokumente/ ser-
vice/amtsblaetter/amtsblaetter_2019/amtsblatt_46_2019.pdf, dort Seiten 340-343. 
 
 
Haltern am See, den 21.02.2020 
 
 
Der Bürgermeister 
gez. 
 
 
(Bodo Klimpel) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Bekanntmachung 

 

Fertigstellung weiterer betriebsfertiger Abwasserleitungen in der Stadt Haltern am See 

 

In den Straßen: 

 

- Tumulifeld 

- Dorstener Straße 595, 597, 599a, 599b, 601, 603, 605, 607, 611, 613, 615a, 615b, 617, 

 619, 621, 623 

- Grabenstiege 8, 10, 21, 23 

- Mühlenweg 123a, 123b 

 

sind die öffentlichen Abwasserleitungen für Mischwasser betriebsfertig erstellt worden.  

 

In den Straßen: 

 

- Holtkampweg 66 

- Lippeblick 

- Buchenstraße 100, 102, 102b, 103, 

- Fichtenstraße 24, 40 

- Lochtruper Straße 55, 58 

- Ecksteinshof 63, 65a, 65b, 67, 69 

 

sind die öffentlichen Abwasserleitungen für Schmutzwasser betriebsfertig erstellt worden. 

 

In der Straße: 

 

- Kastanienstraße 11, 15, 17 

 

sind die öffentlichen Abwasserleitungen für Schmutz- und Regenwasser betriebsfertig erstellt 

worden.  

 

In der Straße: 

 

- Am Kanal 

 

sind ebenfalls die öffentlichen Abwasserleitungen für Schmutz- und Regenwasser 

betriebsfertig erstellt worden. 

 

Der Regenwasserkanal dient nur der Entwässerung der Straßenflächen der vorstehend 

aufgeführten Straßen. Der Anschluss- und Benutzungszwang für die Einleitung von 

Niederschlagswasser der Grundstücke in die städt. Kanalisation (§ 9 Abs. (5) Satz 2 in 



Verbindung mit § 5 Abs. (2) der Entwässerungssatzung der Stadt Haltern am See vom in der 

jeweils gültigen Fassung besteht nicht. 

Nach der Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die 

öffentliche Abwasseranlage – Entwässerungssatzung – in der Stadt Haltern am See vom 

jeweils gültigen Fassung ist jeder Anschlussberechtigte verpflichtet, sein Grundstück an die 

bestehende öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald Abwasser auf dem 

Grundstück anfällt und wenn dieses Grundstück an eine Straße, einen Weg oder einen Platz 

grenzt oder durch einen öffentlichen oder privaten Weg Zugang zu einer Straße hat, in der 

die öffentliche Abwasserleitung betriebsfertig erstellt ist. 

 

Haltern am See, den 18.02.2020 

Eigenbetrieb Stadtentwässerung Haltern am See 

 

 

gez. 

(Heßling-Mecking) 

Techn. Betriebsleiter 
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